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			„Per Saltum“ erneut abgewiesen

			Der Oberste Gerichtshof entschied für „Clarín“
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			Schonfrist für die Clarín-Gruppe. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/RTA) - Am Donnerstag entschied der Oberste Gerichtshof in der letzten Sitzung des Jahres einstimmig, dass der Rekurs „per Saltum“, den die Regierung gegen den Medienkonzern „Clarín“ angestrengt hatte, abzulehnen ist. Die Regierung hatte den Rekurs, durch den die Berufungskammer übersprungen wurde, nach dem Urteil des Richters Horacio Alfonso erster Instanz eingeleitet, obwohl dieses Urteil zu ihren Gunsten ausgefallen war, indem die Paragraphen 45 und 161 des Mediengesetzes als verfassungsmäßig eingestuft worden waren. Der Konzern hatte diese Paragraphen als verfassungswidrig ausgelegt, weil sie die Verfassungsrechte auf freie Meinungsäußerung und das Eigentums verletzten, das sich auf die bedeutenden Investitionen bezog. Richter Alfonso meinte, gegebenenfalls könne der Konzern eine Entschädigung vom Staat beanspruchen. Der Konzern gibt die auflagenstärkste Tageszeitung „Clarín“ heraus sowie mehrere Zeitungen und Zeitschriften, und unterhält Fernseh- sowie Hörfunklizenzen, deren Zahl die vom Mediengesetz gezogenen Grenzen überschreiten. Das Mediengesetz beschränkt sich auf Fernseh- und Hörfunklizenzen, befasst sich jedoch nicht mit Druckereierzeugnissen.

			Die Einstweilige Verfügung („cautelar“), die die Berufungskammer zugunsten des Medienkonzerns zuließ, wurde vom Obersten Gerichtshof mit der abweichenden Stimme des Richters Raúl Zaffaroni ebenfalls für gültig erklärt, so dass der Konzern die Abtretung von Fernseh- und Hörfunklizenzen noch nicht vollziehen muss. Der Oberste Gerichtshof wies die Berufungskammer an, möglichst bald zu entscheiden, ohne ihr eine Frist oder Eile zu empfehlen wie vor wenigen Wochen dem Richter erster Instanz, der sich daraufhin mit dem Urteil zugunsten der Regierung beeilte. Angeblich erwartet der Oberste Gerichtshof, dass die Berufungskammer im kommenden Herbst ihr Urteil fällen wird, ob die beanstandeten Paragraphen des Mediengesetzes verfassungsmäßig bzw. -widrig sind. Das Urteil wird dann sicherlich von der unterlegenen Partei dem Obersten Gerichtshof in Berufung überwiesen werden, dem das letzte Wort in diesem Medienkampf zwischen der Regierung und dem Konzern „Clarín“ zusteht, allerdings ohne „per Saltum“, weil keine Berufungskammer zu überspringen ist.
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			Mehr Menschen auf der Straße

			Obdachlosigkeit in der Hauptstadt weiter gestiegen

			Buenos Aires (AT/mc) - Die Zahl ist alarmierend: 16.353 Menschen leben derzeit in Buenos Aires auf der Straße. Dies jedenfalls ergibt sich aus dem Jahresbericht der Nichtregierungsorganisation „Médicos del Mundo“, der in diesen Tagen veröffentlicht wurde. Die Zahl bedeutet auch einen deutlichen Zuwachs der Obdachlosigkeit gegenüber dem Vorjahr, als noch 1100 weniger Menschen ihr Dasein auf der Straße fristen mussten. 

			80 Prozent der betroffenen Personen hätten nach Angaben von „Médicos del Mundo“ Probleme, sich Zugang zum öffentlichen Gesundheitssystem zu verschaffen. Dies ist unter anderem darauf zurückzuführen, da viele der Betroffenen keine Personaldokumente besitzen. Dies ist oftmals ein Grund, soziale Leistungen zu verweigern. Viele Obdachlose litten an chronischen Krankheiten, so die Nichtregierungsorganisation. Bei mehr als der Hälfte von ihnen waren Alkoholismus, Tabak- oder andere Süchte zu verzeichnen.  

			Besonders bedrückend ist, dass es sich bei rund 3500 der Menschen auf der Straße um Minderjährige handelt. In der Statistik werden auch 4500 Personen geführt, die zeitweise in Herbergen unterkommen und dies mit staatlicher oder sonstiger Unterstützung bezahlen. 1500 Menschen schlafen in Haltestellen des öffentlichen Nahverkehrs. In der Statistik sind auch Personen geführt, die als Müllsammler („cartoneros“) in der Stadt arbeiten und gelegentlich dort auf der Straße schlafen. 2900 Menschen sind infolge von Wohnungsräumungen auf der Straße gelandet.

			„Médicos del Mundo“ unterstützte in den vergangenen 24 Monaten gut 2000 Personen mit medizinischer, psychologischer oder sozialer Hilfe. Die Organisation sprach in ihrem Bericht von der Notwendigkeit, dass „der öffentliche Raum in Buenos Aires ein Raum sein müsse, in dem das Leben und die Gesundheit geschützt werde“. Es dürfte kein Bereich der Repression und des sozialen Ausschlusses sein. Die örtlichen Behörden müssten mit Nachdruck diese „schwerwiegende soziale, gesundheitliche und menschliche Problematik“ angehen, fordert „Médicos del Mundo“. 

		

	
		
			Argentinien

			[image: 11801.png]

			Weihnacht in den Anden

			Niederländische Prinzenfamilie feierte in Argentinien
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			Oranien in Patagonien: Amalia, Máxima, Alexia, Willem-Alexander und Ariane. (Foto: AP)

			Villa La Angostura/Amsterdam (dpa) - Sie feierten das Fest der Liebe in der Heimat von Prinzessin Máxima. Zum dritten Mal verbrachte die niederländische Thronfolgerfamilie Weihnachten in Argentinien. Kronprinz Willem-Alexander (45) wollte mit seiner Frau und den Kindern wandern, fischen, reiten und segeln. Vor allem aber: “Das Zusammensein mit der Familie, das ist besonders wichtig”, sagte er am Tag vor Heiligabend Journalisten in der patagonischen Ortschaft Villa La Angostura beim einzigen vorgesehenen öffentlichen Auftritt der Royals.

			Die drei kleinen Töchter des künftigen niederländischen Königs und seiner in Argentinien geborenen Prinzessin Máxima (41) waren anfangs etwas unwillig. Ausgerechnet am ersten Ferientag mussten sie wegen des Presse-Termins schon früh aufstehen. Dann aber überwog die Vorfreude auf eine schöne Zeit. Prinzessin Amalia (9) erzählte, dass sie sich besonders auf das Reiten in den Wäldern und am Seeufer von Villa La Angostura freue. Auf die Frage, ob sie denn auch Spanisch sprechen würden, erwiderten Amalia und ihre Schwestern Alexia (7) und Ariane (5) einstimmig: “Sí!”

			Den niederländischen Royals wurde die Residenz El Messidor des Gouverneurs der Provinz Neuquén zur Verfügung gestellt. Willem-Alexander und Máxima haben bereits zweimal Weihnachten mit der Familie der Prinzessin in Villa La Angostura verbracht. “Ich bin als Kind im Sommer und Winter hierhergekommen”, erzählte die Prinzessin. Die Mädchen liebten es, Blumen zu pflücken, um Kopfkränze zu flechten. “Es freut uns sehr, meinen Töchtern und meinem Mann das Land zu zeigen, in dem ich geboren bin”, sagte Máxima, wie die Zeitung “La Nación” am Mittwoch berichtete.

			Der Ort in den argentinischen Anden sei “ein Teil ihres Wesens”, fügte Willem-Alexander hinzu. “Darum ist es gut, diese Gegend kennenzulernen, auch mit den Kindern.” Im vergangenen Jahr hatte die Prinzenfamilie wegen einer großen Aschewolke nach dem Ausbruch des Vulkans Puyehue nicht anreisen können.

			Máxima war ein paar Tage vor ihrer Familie nach Argentinien gereist, um Freundinnen und Verwandte auch in Buenos Aires zu besuchen, wo sie seit fünf Jahren nicht gewesen war. In La Angostura verbrachte die Prinzenfamilie Weihnachten mit Máximas Eltern, dem ehemaligen Landwirtschaftssekretär der letzten argentinischen Militärregierung (1976-1983), Jorge Zorreguieta, und María del Carmen Cerruti sowie mit ihrem Bruder Martín, der in Villa La Angostura lebt. Die Prinzessin wolle in Argentinien auch den 85. Geburtstag ihres Vaters am 28. Januar feiern, berichtete “La Nación”.
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			Die Woche in Argentinien

			Beliebte Privatschulen

			Privatschulen werden immer beliebter in Argentinien: Von den insgesamt 451.482 Kindern, die zwischen 2004 und 2010 ins schulpflichtige Alter kamen, wurden 373.174 an privaten Schulen eingeschult. Das entspricht einem Anteil von rund 83 Prozent. Lediglich 78.308 Kinder begannen im gleichen Zeitraum ihre schulische Laufbahn an staatlichen Schulen. Dies zeigen die Zahlen, die das argentinische Institut für Sozialentwicklung (IDESA) jetzt bekannt gab. Die Forschungseinrichtung sprach von einem „8-N“ im Erziehungswesen – eine Anspielung auf die Massendemonstration am vorigen 8. November gegen die Staatspolitik. Nach Ansicht der IDESA-Experten lassen sich die Eltern, die ihre Kinder auf Privatschulen schicken, grob in zwei Gruppen unterteilen: Zum einen diejenigen, die selber schon an solchen Bildungseinrichtugen Lesen und Schreiben lernten und für ihre Kinder nun die gleiche Ausbildung anstreben. Zum anderen gebe es nach Ansicht von IDESA aber auch viele Eltern, die mit dem gegenwärtigen Zustand des staatlichen Schulwesens nicht zufrieden sind. Vor allem der oftmalige Unterrichtsausfall durch Streiks lässt viele Eltern von den staatlichen Einrichtungen Abstand nehmen.

			Moyano mit eigener Partei

			Nachdem er seit seinem Bruch mit der Kirchner-Regierung, deren treuester Alliierter er seit 2003 gewesen war, eine führende Position als Leiter der Gewerkschaftsopposition einnimmt, hat CGT-Generalsekretär Hugo Moyano, gleichzeitig langjähriger Leiter der Lastwagenfahrergewerkschaft, seine Ankündigung wahr gemacht, dass er eine eigene Partei gründen wird. Sie soll die Partei der Produktion und der Arbeit heißen und an den nächstjährigen Parlamentswahlen teilnehmen. Auch wenn es keine Massenpartei wie die Justizialisten und Radikalen sein wird, die in allen Gliedstaaten Parteilokale unterhalten, mag die neue Partei der Justizialistischen Front für den Sieg, wie die Regierungskoalition offiziell heißt, Stimmen abwerben, die sie für die gewünschten Zweidrittelmehrheiten in beiden Kammern zwecks Wiederwahl in Folge der Präsidentin benötigt.

			Vulkanausbruch

			Der in Chile an der argentinischen Grenze im Nordwesten von Neuquén gelegenen Vulkan Copahue verzeichnete in der Vorwoche hohe Rauchwolken, die die chilenische Regierung dazu bewog, den Alarmzustand auszurufen. Die Asche des Vulkans erreichte Neuquén in Cutral Co, Plaza Huincul, Arroyito und Challacó. Der fast 3000 Meter hohe Vulkan hatte bereits 1993 und 1995 Ausbrüche von Asche und Lava verzeichnet, weshalb er als aktiver Vulkan gilt, der jederzeit wieder ausbrechen kann. Die Pazifik-Winde wehen meist ostwärts nach Argentinien, wie es auch bei anderen chilenischen Vulkane in der Anden-Kordillere geschehen ist.

			Heiße Weihnachten

			Glühende Hitze begleitete dieses Jahr den traditionellen 24. Dezember zur Weihnachtsfeier zahlloser Familien. Temperaturen über 35 Grad bei gefühlter Temperatur („sensación térmica“) bis zu 50 Grad konnten nur durch Klimaanlagen gemildert werden, sofern die Stromversorgung funktionierte, was in mehreren Vierteln der Hauptstadt und Vororten nicht der Fall war. Einsames Opfer der Hitzewelle war der einzige Eisbär namens Winner im zoologischen Garten von Buenos Aires, der trotz eiskaltem Wasser in seinem Schwimmbassin verendete.

			Tote durch Raubüberfälle

			In Buenos Aires und Umgebung kommt alle 48 Stunden ein Mensch in Folge eines Raubüberfalles ums Leben. Dies jedenfalls schildert die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf statistische Daten der Staatsanwaltschaft sowie der Verwaltungen von Hauptstadt und Provinz Buenos Aires. Besonders betroffen ist der Vorstadtgürtel der Millionenmetropole, wo seit Jahresbeginn 130 der 172 erwähnten Gewaltverbrechen registriert wurden. Am gefährlichsten lebt es sich im Bezirk La Matanza, in dem in diesem Jahr 23 Überfallsopfer starben. Die Zeitung berichtete von drei getöteten Menschen alleine in den letzten Tagen: Eine 86-jährige Dame im Hauptstadtviertel Vélez Sarsfield, die sich bei einem Raubüberfall so erschrak, dass sie einen Herzinfarkt erlitt. In La Matanza töteten fünf Räuber einen bolivianischen Händler (26), der auf dem Weg zu einem Markt war. In La Plata schließlich verlor ein 22-jähriger Zahnmedizinstudent sein Leben, als er sich gegen Diebe zur Wehr setzte. 

			Lebenslänglich für Smart

			Als erster ziviler Beamter der Militärregierung in der Provinz Buenos Aires wurde der damalige Regierungsminister Jaime Smart auf Grund unbewiesener Indizien zu lebenslänglicher Haft verurteilt. Ihm wurde vom Strafgerichtshof 1 in La Plata der Freiheitsentzug und der Mord in 42 Fällen angekreidet. Die Verbrechen waren vom verstorbenen General Ramón Campos begangen worden, der unabhängig vom Minister Smart handelte. Außerdem wurden 22 Polizeioffiziere ebenfalls zu lebenslänglich verurteilt.

			Bewertung für Schulen

			Noten nicht nur für die Schulen, sondern für die Schulen selbst. Bürgermeister Mauricio Macri stellte vor wenigen Tagen ein Bewertungssystem für die Schulen der Hauptstadt vor, das im Internet (www.buenosaires.edu.ar) zugänglich sein soll. Die Kriterien, nach denen Schulen geprüft werden, nehmen Bezug darauf, wie viele Schüler an den jeweiligen Bildungseinrichtungen zu einem Abschluss kommen, und wie viele Pennäler dies schaffen, ohne ein Jahr zu wiederholen. Zudem soll untersucht werden, wie es um die Basiskenntnisse der Schüler bestellt ist, um sich später auf dem Arbeitsmarkt zu integrieren. Bislang wurden in einem ersten Schritt die Schulen der Sekundarstufe unter die Lupe genommen, wobei sich für das Stadtgebiet in einer Skala von 1 bis 10 ein Durchschnittswert von 6,1 ergab. Am besten schnitten die Stadtbezirke 13 (Núñez, Belgrano, Colegiales) und 14 (Palermo) ab, wo jeweils ein Durchschnittswert von 6,7 Punkten erzielt wurde. Die schlechtesten Werte wurden mit 5 Punkten für den Bezirk 8 (Villa Soldati, Villa Riachuelo, Villa Lugano) ermittelt. Bis zum neuen Schuljahr sollen auch die Werte für die Grundschulen vorliegen. 

			Miceli verurteilt

			Die frühere Wirtschaftsministerin Felisa Miceli wurde vom Bundesstrafgericht Nr. 2 zu vier Jahren Gefängnis, die in Haft abgesessen werden müssen, verurteilt, weil sie 100.000 Pesos und 31.000 Dollar in der Toilette ihres Amtszimmers liegen gelassen hatte, die zufällig entdeckt wurden. Sie konnte den Ursprung dieser Gelder nicht rechtfertigen, so dass Korruption vermutet wurde. Miceli ging in Berufung, so dass sie vorerst nicht verhaftet wird. Sie ist die erste hohe Beamtin der Kirchner-Regierungen, die wegen Korruption verurteilt wurde.

			De la Rúa freigesprochen

			Die Kassationsstrafkammer bestätigte den Freispruch von Expräsident Fernando de la Rúa (1999-2001), dem ein Prozess wegen angeblicher Verantwortung am Tod von fünf Demonstranten und 117 Verletzten während der Kundgebungen auf dem Mai-Platz unmittelbar vor seinem Rückritt am 20. Dezember 2001 eröffnet worden war. Der Saal 1 des höchsten Strafgerichtshofes fällte den Freispruch einstimmig. De la Rúa sei nicht für die Aktionen der Polizei verantwortlich gewesen. (AT/mc/RTA/dpa/)
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			Vandalismus

			Aus heiterem Himmel, ohne einen echten Anlass, verübten Diebe und Menschen aus der Vorstadt von Bariloche in der Vorwoche zwei Tage lang Akte von Vandalismus, wie sie Argentinien schon Ende 2001 und 2008 erfahren hatte. Dieses Mal standen allerdings nicht die Bundeshauptstadt und ihre Vororte im Zentrum der Plünderungen, sondern zahlreiche Städte des Landesinneren. Den Anstoß gab Bariloche, die Ferienstadt in Nordpatagonien, die durch ihren hohen Lebensstandard bekannt ist. Plötzlich und ohne einen triftigen Grund überfielen zahlreiche meist junge Menschen, die ordentlich gekleidet waren und angeblich aus den Vororten stammten, Supermärkte und Läden. Im Fernsehen konnte man genau beobachten, wie sie keinesfalls Nahrungsmittel, sondern Fernsehgeräte und andere Elektronika stahlen, ohne anfangs daran gehindert zu werden. Das landesweite Fernsehen wirkte wie eine Ansteckung, weil kurz danach in vierzig Städten und Vororten sich die gleichen Szenen abspielten.

			In Holland war vor einigen Jahren Ähnliches geschehen. Die Regierung überzeugte die Fernsehanstalten, auf die Übertragung zu verzichten, was auch mit dem Ergebnis geschah, dass keine weiteren Überfälle auf Supermärkte und Geschäfte mehr registriert wurden. Hierzulande ist das Fernsehen besonders effizient in der Übertragung solcher Geschehen, so dass sie wie ein Buschfeuer wirken und überall auffachen. Immer waren es meistens junge Menschen, die wie echte Diebe die Gelegenheit nutzten, um sich fremdes Gut anzueignen, wie die Kameras es pausenlos filmten.

			Mehrere Politiker reagierten auf die Plünderungen mit dem Hinweis auf die obwaltende Armut. Indessen zeigten die Bilder keine echten armen Menschen, die sprichwörtlich am Hungertuch nagen, sondern ordentlich gekleidete meist junge Menschen, auch Frauen, die die gestohlenen Waren auf den Wägelchen der Supermärkte heraus rollten. Möglicherweise waren viele von ihnen sogenannte „ni-ni“, Abkürzung im Spanischen „ni estudian ni trabajan“, die weder studieren noch arbeiten. Irgendjemand unterhält sie offenbar, da sie angeblich keine eigenen Arbeitseinkommen beziehen. Die Gelegenheit wurde ausgenutzt, um sich an fremdem Gut zu bereichern. Ein überfallener Metzger beklagte sogar, dass einige seiner Kunden an den Plünderungen teilgenommen hatten.

			Die Nationalregierung reagierte umgehend, nachdem die lokale Polizei in Rio Negro sich als hilflos erwiesen hatte. Präsidentin Cristina Kirchner befahl ihrem Staatssekretär im Sicherheitsministerium Oberstleutnant Sergio Berni, von Beruf allerdings Arzt, mit 400 Gendarmen der Polizei von Rio Negro zu helfen, was auch geschah und dem Vandalismus ein Ende bereitete. In anderen Städten mussten die jeweilige Provinzpolizei eingreifen. Erstmals koordinierten die Sicherheitsminister der autonomen Stadt und der Provinz Buenos Aires ihre Aktionen mit der Nationalregierung, wie es sich gehört, aber bisher nie praktiziert worden war.

			Die Plünderungen dauerten zwei Tage, verursachten Schäden in nahezu 300 Lokalen in 40 Städten. Mehrere hunderte Vandalen wurden verhaftet und müssen mit Strafprozessen rechnen, so dass sie für künftige Missetaten registriert worden sind. Anders als zu Weihnachten 2001, als die argentinische Wirtschaft in Talfahrt verlief und eine hohe Arbeitslosigkeit auswies, beruhte der diesjährige Vandalismus auf keinerlei äußeren Umständen. Die unmittelbare und wirkungsvolle Reaktion der Sicherheitskräfte in der Nationalregierung und den Provinzen verhinderte die Ausbreitung des Vandalismus. Indessen muss man auf der Hut bleiben. Zahllose Supermärkte und Selbstbedienungsläden, zumal auch in Händen von chinesischen Kaufleuten, die sich im letzten Jahrzehnt niedergelassen haben, dienen offenbar als Attraktion für Vandalen, die sich bereichern wollen, um für ihren Lebensunterhalt zu sorgen. Versicherungsgesellschaften und einige Regierungen kommen für den Schaden auf. Immerhin wissen die Vandalen jetzt, dass ihre Schandtaten mit Verhaftungsrisiken verbunden sind.
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			Wahljahr 2013

			Von Stefan Kuhn

			Präsidentschaftswahlen in Russland, Frankreich und den USA, Parlamentswahlen in Griechenland, Ägypten, Frankreich und den USA - 2012 sind an den Urnen wichtige Entscheidungen gefallen. Selbst in Deutschland, wo eigentlich ein ruhiges Jahr anstand, gab es durch Rücktritte und Scheitern von Regierungsbündnissen drei Landtagswahlen und die Wahl des Bundespräsidenten.

			Erfolgreich war das Wahljahr in Deutschland vor allem für SPD und Grüne. Mit Joachim Gauck wurde ihr Kandidat Bundespräsident. FDP und später auch CDU/CSU hatten sich dem Wahlvorschlag angeschlossen. Im Saarland bildete sich nach dem Bruch der Ampelkoalition aus CDU, FDP und Grünen eine große Koalition unter Führung der CDU. In Schleswig-Holstein wurde Schwarz-Gelb von einer Regierung aus SPD, Grünen und der Vertretung der dänischen Minderheit abgelöst, in Nordrhein-Westfalen bekam die bisherige rotgrüne Minderheitsregierung eine satte Mehrheit im Landtag.

			SPD und Grüne hoffen natürlich, diese Erfolge auch im neuen Jahr fortzusetzen. Und es sieht nicht schlecht aus für Rot-Grün. Das liegt zwar nicht an der eigenen Stärke, aber die FDP ist in einem desolaten Zustand. In Niedersachsen, wo die Liberalen mit der CDU regieren, dürften sie an der Fünfprozenthürde scheitern. Dort wird am 20. Januar gewählt. Die Umfragen deuten auf ein Dreiparteien-Parlament hin, in dem SPD und Grüne stärker sind als die CDU. Rot-Grün bzw. Grün-Rot wären dann in drei der vier bevölkerungsreichsten Bundesländer an der Macht.

			Fehlt nur noch Bayern, wo der Urnengang am 15. September stattfindet. Dort regiert seit über 55 Jahren die CSU, und das wird sie auch noch weiter tun. Zwar hat die bayerische Schwesterpartei vor fünf Jahren ihre absolute Mehrheit verloren und regiert mit der FDP, doch in gut einem halben Jahr wird das anders aussehen. Die FDP wird wahrscheinlich wie Piraten und Linke an der Fünfprozenthürde scheitern. Den Christsozialen dürfte damit die absolute Mehrheit der Parlamentssitze sicher sein. Die Opposition hat nur eine geringe Machtchance. Wenn die CSU deutlich unter die 45-Prozent-Marke fällt, könnte es für SPD, Grüne und Freie Wähler reichen. Letztere haben allerdings die Koalitionsfrage offen gelassen.

			Eine Woche später dürfen die Bayern zusammen mit dem Rest Deutschlands noch einmal an die Urnen. Am 22. September sind Bundestagswahlen. Da ist alles möglich. Bundeskanzlerin Angela Merkel schwimmt derzeit auf einer Popularitätswelle, und die Unionsparteien liegen knapp über 40 Prozent. Aber selbst wenn die FDP in den Bundestag einzieht, wird sich die Kanzlerin wohl auf einen neuen Koalitionspartner einstellen müssen, denn die Umfragen gehen schon seit geraumer Zeit von einer deutlichen linken Mehrheit im Parlament aus. Diese wird aber kaum zu einem Regierungswechsel führen, SPD und Grüne haben eine Koalition mit der Linkspartei ausgeschlossen. Anfang Dezember wird vermutlich auch in Hessen gewählt. Dort deuten die Umfragen derzeit auch einen Regierungswechsel von Schwarz-Gelb zu Rot-Grün an.

			Ein Superwahljahr steht in Österreich an. Schon am 20. Januar gibt es eine Volksbefragung über die Wehrpflicht. Die Umfragen gehen von einer knappen Mehrheit für deren Beibehaltung aus. Die Befragung ist zwar für die Regierung nicht bindend, aber die Regierungskoalition aus SPÖ und ÖVP will das Ergebnis akzeptieren. Es könnte eventuell Auswirkungen auf die Nationalratswahl im Oktober haben, denn ÖVP und die oppositionelle rechtspopulistische FPÖ sind für die Beibehaltung, SPÖ und die Grünen für die Abschaffung der Wehrpflicht. Zudem gibt es in Österreich noch Landtagswahlen in Kärnten, Niederösterreich, Tirol und Salzburg. Vor allem Kärnten dürfte interessant werden, denn dort steht eine Abrechnung mit dem „System Haider“ bevor. „Die Freiheitlichen in Kärnten“ dürften wohl ihre Macht verlieren. Der Kärntner Landtag hatte sich wegen der Korruptionsskandale um die Partei des früheren Landeshauptmanns Jörg Haider selbst aufgelöst.

			Wichtige Wahlen finden noch in Italien statt. Dort wird Ende Februar ein neues Parlament gewählt. Nicht nur in Europa bangt man um die Fortsetzung des Reformprogrammes von Interimspremier Mario Monti und fürchtet eine Rückkehr des politischen Wiedergängers Silvio Berlusconi. Bei den Knesset-Wahlen am 22. Januar geht es wohl nur um die Höhe der Simmanteile der Likud-Partei von Ministerpräsident Benjamin Netanjahu. Davon hängt ab, welche Koalitionspartner er mit an Bord nehmen muss. Große Hoffnungen auf eine Bewegung im Nahost-Friedensprozess darf man sich aber in keinem Fall machen.

			Auch in Argentinien wird 2013 gewählt. Bis zu den Parlamentswahlen im Oktober muss sich die Stimmung in der Bevölkerung schon gewaltig ändern, wenn die Regierungspartei eine Chance zum Ausbau ihrer Parlamentsmehrheit haben will. Die braucht sie für das Einleiten eines Verfassungsänderungsprozesses, ohne den eine erneute Wiederwahl von Präsidentin Cristina Kirchner nicht möglich ist.
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			Randglossen

			In ihrer jüngsten Fernsehansprache bekannte sich Präsidentin Cristina Kirchner zur These, dass die Nationalregierung für Ruhe und Ordnung sorgen muss, wenn die Provinzregierungen mit ihrer Polizei nicht dafür sorgen können, wie es im Fall der Plünderungen in Bariloche geschah, als die Nationalregierung 400 Gendarmen entsandte. Die Vandalen seien zu verurteilen, dozierte die Präsidentin, die den Gerichten anheimstellte, die bei den Diebstählen verhafteten Vandalen zu verurteilen. Diese Einstellung, die mit der Verfassung und den Strafgesetzen übereinstimmt, ist sicherlich ein zu begrüßendes Novum der Regierung, die bisher mit seltenen Ausnahmen allen Kundgebungen freie Hand gelassen hatte. Offenbar haben die Plünderungen alle bisherigen Grenzen gesprengt. Die Regierung hat eingesehen, dass Vandalismus staatsgefährdend wirkt und hat entsprechend gehandelt. Endlich.

			Die einflussreiche Gewerkschaft der Kraftfahrer SMATA hat für die Lohnverhandlungen von 2013 zwei Stufen von je sechs Monaten beantragt, anstatt bisher für zwölf Monate. Mit diesem Schritt, sollten die Arbeitgeber und die Regierung das zulassen, würde die letzte Schranke für die Hyperinflation verschwinden, wie es Argentinien bereits gegen Ende der achtziger Jahr vergangenen Jahrhunderts bitter erfahren hat. Fällt die Anpassungsperiode der Löhne von zwölf auf sechs Monate, dann steht der nächste Schritt auf drei Monate bevor, danach auf einen Monat und später eine Woche bis zum bitteren Ende täglicher Lohn- und Preisanhebungen. Nach nur knapp über zwanzig Jahren sollte die argentinische Gesellschaft ihr Erinnerungsvermögen nicht einbüßen und verhindern, dass der steile Weg in den Abgrund der Hyperinflation vermieden wird, SMATA hin oder her.

			Nur ein kleiner Nachtrag zum Wahljahr 2012. Gewählt wurde natürlich auch in den arabischen Frühlingsländern, in Ägypten sogar so häufig, dass man beim Zählen aus dem Takt kommt. Parlament, Präsident, Schura, Verfassungsänderung und wieder Parlament. Und das immer in mehreren Durchgängen. Demokratie kann bisweilen überfordern, vor allem, wenn man sie noch üben muss. In China hat man in dieser Hinsicht keine Probleme. Dort wird die Führungsfrage im engsten Kreis der KP geregelt. Grundvoraussetzungen für einen Kandidaten sind derzeit langjährige Parteimitgliedschaft, ein Ingenieursstudium, keine Skandale und ein gut gefülltes Bankkonto. China ist inzwischen zu einer Art kommunistischer Plutokratie geworden. Über den Präsidenten wird in einer Sitzung von Vorstand und Aufsichtsrat entschieden.

			Natürlich kann man das nicht so richtig ernst nehmen, vor allem nicht an Weihnachten. In Los Angeles fand am Mittwoch eine Waffenrückgabeaktion der Polizei statt, die ein beeindruckendes Ergebnis brachte. Binnen kürzester Zeit wurden über 1700 Schusswaffen gegen Supermarktgutscheine getauscht: 100 Dollar für eine Pistole, 200 für ein Gewehr. Natürlich ist man an Weihnachten häufig knapp bei Kasse und 200 Dollar für eine alte Flinte kommen da ganz gelegen, aber der gute Wille zählt. Auch wenn 1700 bei 270 Millionen Waffen in Privatbesitz ein Tropfen auf den heißen Stein sind. Noch weniger ernst nehmen kann man allerdings die Aktivisten der Waffenlobby NRA. Die boten ebenfalls Geld für die Waffen an. Man wird das Gefühl nicht los, dass bei dem Massaker in Newtown nicht nur Kinder getötet wurden, sondern ein Querschläger die NRA getroffen hat.

			

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,92, um 0,20% über der Vorwoche und um 13,89% über Ende Dezember 2011. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 43,38 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12. bei $ 4,916, zum 31.03.13 bei $ 5,146, zum 30.06.13 bei 5,45 und zum 30.09 bei 5,79. Der Terminkurs per Ende November 2013 lag um 23,80% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten ca. $ 6,78 und bei Überweisungen ca. $ 6,80. Letzte Woche stieg der schwarze Kurs um 14 Cents, wegen der starken Nachfrage von Auslandsreisenden, denen die AFIP keine Dollarkäufe zum offiziellen Kurs bewilligte. Der Schwarzkurs liegt jetzt um 33,7% über dem offiziellen Kurs.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 0,73% und lag 15,29% über Ende 2011.

			***

			Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 3,37% und lagen 7,00% über Ende 2011. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 1,74% und lagen um 3,80% über Ende 2011. Boden 2014 gewannen 1,02% und lagen am Jahresende um 23,33% im Plus. Boden 2015 stiegen zur Vorwoche 0,22% und im Jahr 2012 um 4,36%, und Boden 2013 gewannen 1,60% und beenden das Jahr mit einem Plus von 7,01% seit Jahresbeginn.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 173,08 (Vorwoche $ 171,77) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 247,25 (Vorwoche $ 245,38).

			***

			Die Supermärkte verzeichnen in 12 Monaten zum November 2012 eine Umsatzzunahme von 26,3%, berichtet das INDEC. Die Preise nahmen in dieser Periode um durchschnittlich 10,9% zu, was zum Teil auf Preiszunahmen bei den verkauften Waren und zum anderen Teil auf einer Änderung des Warenkorbes, mit mehr relativ billigen Waren, beruht. Somit stieg der Umsatz in 12 Monaten zum November in konstanten Werten (also in Mengen) um 13,9%. 

			***

			YPF hat den Benzinpreis am Freitag um durchschnittlich 6% erhöht, womit Die Zunahme in 12 Monaten um die 30% beträgt. Mit dieser Erhöhung wird die Differenz zu Shell u.a. Konkurrenten, die das Benzin teurer verkaufen, geringer.

			***

			Das Nationale Weininstitut rechnet für 2013 mit einer Weintraubenernte von 28,33 Mio. Zentnern, 26% mehr als 2012. Zwei Drittel entfallen auf die Provinz Mendoza.

			***

			Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP, dem das Steueramt und das Zollamt unterstehen, hat das Verfahren festgesetzt, das diejenigen verwenden müssen, die die Rückerstattung der 15% Steuervorschuss auf ihre Käufe mit lokalen Kreditkarten im Ausland fordern. Wer die Gewinnsteuer zahlt, kann den Betrag einfach abziehen, da dieser einen Vorschuss auf diese Steuer darstellt. Wer jedoch keine Gewinnsteuer zahlt, muss einen Antrag stellen, mit Angabe seiner Steuernummer (CUIT), seiner Kontokorrentnummer u.a. Daten. Denjenigen, denen es gelingt, Bardollar auf diese Weise im Ausland abzuziehen, wird auch ein gutes Geschäft ermöglicht, da der Schwarzkurs weit über dem offiziellen plus 15% liegt.

			***

			Das von der Weltbank abhängige Schiedsgericht ICSID (auf spanisch CIADI) hat den Antrag der spanischen Repsol angenommen, die vom argentinischen Staat eine Entschädigung von u$s 10,5 Mrd. für die Enteignung des grössten Teils ihres Aktienpaketes bei YPF fordert. Das ICSID hat daraufhin beiden Parteien eine Frist von 30 Tagen gewährt, um einen Schiedsrichter zu ernennnen, wobei der Dritte vom ICSID selbst ernannt wird. 

			***

			Als Folge der ZB-Bestimmung, die die Banken zwingt, weitere 5% ihrer privaten Depositen zu 15% auf 3 bis 5 Jahren, ohne Wertberichtigung an kleine und mittlere Unternehmen auszuleihen, haben sich mehrere Banken der Gesellschaft für gegenseitige Kreditrisikoversicherung (SGR, Sociedad de Garantía Recíproca) der Banco Nación, Garantizar, angeschlossen. Es handelt sich um Banco Galicia und die Banken der Petersen-Gruppe, Nuevo Banco de Santa Fé, Nuevo Banco de Entre Ríos und Banco de San Juan. Diese Banken tragen $ 30 Mio. zu Garantizar bei. Ausser den Banken müssen die Kreditnehmer der Gesellschaft angeschlossen sein. Für die Banken wird die Vergabe von Krediten dadurch vereinfacht, weil die Prüfung des Unternehmens schon vollzogen ist.

			***

			Das Statistische Amt (INDEC) hat bekanntgegeben, dass das Bruttoinlandsprodukt im 3. Quartal 2012 um 0,7% über der gleichen Vorjahresperiode lag. Somit lagen die ersten 9 Monate 2012 um 1,8% über dem Vorjahr, aber bei abhnehmender Tendenz.

			***

			Die Handelsbilanz wies in 11 Monaten 2012 einen Überschuss von u$s 12,16 Mrd. aus, 26% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Der Import betrug in dieser Periode u$s 63,05 Mrd., 7% unter dem Vorjahr, und der Export u$s 72,21 Mrd., 3% unter dem Vorjahr. 

			***

			Die Regierung hat schon 56 Verschiffungen von verflüssigtem Gas (GNL, Gas Natural Licuado) im Gesamtwert von u$s 2 Mrd. für 2013 verpflichtet. Davon wurden 24 Schiffsladungen mit der spanischen GNF verpflichtet, was 70% der Gasmenge ausmacht, die die Gasanlage von Escobar, am Paraná-Fluss, 2013 aufnehmen soll. Der Wert der Lieferungen von GNF beträgt u$s 1,15 Mrd. Doch Repsol hat jetzt Schritte eingeleitet, um die Lieferungen von GNF zu verhindern. Insgesamt sind für 2013 83 Schiffslieferungen von Gas (von je 135.000 cbm) für die Anlagen in Escobar und Bahía Blanca vorgesehen, wo das Gas in seinen natürlichen Zustand versetzt und in das Gasnetz eingefügt wird. Der Gaspreis liegt für 2013 um 15% über dem Durchschnittspreis von 2012.

			***

			Der Wirtschaftler und Energieexperte Alieto Guadagni rechnet für 2013 mit zusätzlichen Gasimporten im Wert von u$s 2 Mrd. Ausserdem werde der Import von Dieselöl zunehmen, als Folge einer höheren Ernte und einer höheren Beanspruchung der Wärmekraftwerke.

			***

			Der Wirtschaftler Nadin Argañaraz, der ein Institut für Fiskalstudien leitet, schätzt das Defizit der Staatsfinanzen für 2013 auf 3,6% des Bruttoinlandsproduktes. Wenn man noch ein Defizit von 1,2% der Provinzen (plus Stadt Buenos Aires) hinzurechnet, gelangt man auf 4,8%, was dem Defizit von 5,3% des BIP des Krisenjahres 2001 sehr nahe liegt.

			***

			Die argentinische Erdölförderung lag in 10 Monaten 2012 mit 27,21 Mio. cbm um 2,7% unter der gleichen Vorjahresperiode und um 12% der von 2010. Dabei verzeichnet jedoch die Produktion von YPF eine Zunahme von 4,4% auf 9,66 Mio. cbm, während die von Pan American Energy, der zweitgrösste Produzent, um 13% auf 4,87 Mio. cbm abnahm. Auch bei den anderen Erdölproduzenten fanden Abnahmen statt, so bei Chevron um ganze 15,5% auf 1,47 Mio. cbm. Die Gasförderung nahm in 10 Monaten 2012 um 2,45% auf 37,03 Mrd. cbm ab. Der grösste Produzent, Total Austral, verzeichnet einen Rückgang von 2,8% auf 11,1 Mrd. cbm, und YPF einen von 2,4% auf 8,65 Mrd. cbm. PAE, die an dritter Stelle steht, wies eine Verringerung von 6,13% auf 4,45 Mrd. cbm aus.

			***

			Ab kommenden Jahr müssen Mieter und Vermieter von Ladenlokalen in der Bundeshauptstadt eine drastische Erhöhung der städtische Steuer (ABL) ertragen, die auf dem Immobilienwert berechnet wird. Nach Ansicht der Kammer der mittleren Unternehmen (CAME) wurden in den letzten Tagen ABL-Rechnungen mit einer Erhöhung von bis zu 430% verschickt. Im Extremfall erreichen die Erhöhungen 700%.

			***

			Die argentinische Schuhindustrie hat im Jahr 2012 mit 120 Mio. Paar Schuhen, 5% mehr als im Vorjahr, einen neuen Rekord erreicht. Nach Ansicht der Kammer der Schuhfabrikanten waren die Exporte ausschlaggebend für diesen Rekord. Insgesamt wurden 2 Mio. Paare ausgeführt. Die Schuhindustrie zählt 1000 Fabriken, von denen die meisten kleine und mittlere Unternehmen sind. Der Sektor beschäftigt an die 70.000 Personen. Bis 2020 wird die Schuhindustrie in der Lage sein, bis zu 200 Mio. Paare zu produzieren, von denen 50 Mio. exportiert werden sollen.

			***

			Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat die U-Bahnlinie “A” (von der “Plaza de Mayo”, entlang der Strasse Rivadavia, bis Flores) ab Anfang Januar für etwa zwei Monate stillgelegt. Die alten Waggons, die sich seit 1913 in Betrieb befinden, sollen durch neue ersetzt werden, die in China gekauft wurden. Doch die Spannung des elektrischen Stromes ist bei den neuen Waggons anders als bisher, so dass das System angepasst werden muss. Diese Erneuerung verheisst mehr Bequemlichkeit für die Passagiere, und auch eine höhere Geschwindigkeit. Doch der Einsatz der neuen Züge bezieht sich nur auf neun, von je 5 Waggons, so dass die 30 Waggons Marke FIAT, die sich schon in Dienst befinden, weiter fahren werden. Die Stadtregierung hat in Aussicht gestellt, dass besondere Omnibusse (angeblich Schulomnibusse) eingesetzt werden, um die U-Bahnpassagiere zu befördern. Auf alle Fälle nimmt in den Sommermonaten die Zahl der Passagiere dieser U-Bahn stark ab.

			***

			Am Montag hat die Küstenwache zwei chinesische Fischerkutter entdeckt, die in argentinischen Gewässern nahe der Küste von Chubut fischten. Die Schiffe wurden zum Hafen in Puerto Madryn gebracht, und die Ladung von ca 10.000 Tintenfisch u.a. Sorten wurde beschlagnahmt. Ausserdem muss das Unternehmen, das für die Schiffe verantwortlich ist, eine hohe Busse zahlen. 

			***

			Nachdem britische Tourismuskreuzer von argentinischen Behörden behindert wurden, in argentinischen Häfen anzulegen, und Anfang Dezember die Quebracho-Gruppe (Nachfolger der Montonero-Terroristen) ein Büro einer Kreuzerfirma in Buenos Aires angriffen, haben die Unternehmen, die diese Kreuzer betreiben, beschlossen, nicht mehr in Argentinien anzulegen. Der britische Staatssekretär für das Commonwealth, Hugo Swire, hat vor Parlamentariern über diese Lage berichtet und sich beiläufig beklagt. Doch der Hauptschaden entfällt auf Argentinien, da diese Touristen an Land Geld ausgeben.

			***

			Die ZB hat bei der Ausschreibung von Wechseln (Lebac und Nobac) vom Mittwoch Offerten für $ 2,69 Mrd. erhalten und $ 2,72 Mrd. angenommen. Gleichzeitig verfielen Wechsel für $ 3,74 Mrd, so dass eine Expansion von $ 753 Mio. stattfand. Die Zinsen gingen bei Lebac von 12,07% (bei 56 Tagen) bis15,57% (für 476 Tage). Für Nobac, die mit dem Badlar-Satz plus 2,50% jährlich verzinst werden, gab es keine Angebote. 

			***

			Die Berufungskammer für Verwaltungsangelegenheiten der Provinz Buenos Aires hat im Fall des Abzugs der Lehrergehälter für die Streiktage der Regierung recht gegeben. In erster Instanz hatte der zuständige Richter für die Gewerkschaften entschieden. Das neue Urteil hat besondere Bedeutung, da dadurch Streiks von Lehrern u.a. Beamtengruppen der Provinz entmutigt werden.

			***

			Angestellte mit einem Jahreseinkommen von $ 250.000 ( einem Monatsgehalt von durchschnittlich $ 19.230, einschliesslich dem 13. Monatsgehalt) oder mehr, sowie alle Steuerzahler die im Ausland Einkäufe mit Kreditkarte getätigt haben und die Rückerstattung von 15% fordern, die auf ihre Rechnung als Steuervorschuss aufgeschlagen wurden, müssen in Zukunft über ein neu geschaffenes online-Formular, F 572, dem Finanzamt AFIP bestimmte Informationen über ihr Einkommen und ihre Ausgaben liefern. Bislang wurde dieses Formular nur manuell ausgefüllt. Die AFIP erhofft sich auf diese Weise eine bessere und unmittelbarere Kontrolle vollziehen zu können. Dennoch werden schliesslich angesichts der Fülle der Information, die die AFIP erhält, nur Stichproben möglich sein.

			***

			Spanien verzichtet auf die Importrestriktionen von argentinischem Biodiesel, berichtete am Mittwoch das Auswärtige Amt. Argentinien ist der weltweit grösste Biodieselexporteur. Als solcher hatte sich die argentinische Regierung vor der Welthandelsorganisation darüber beschwert, dass Spanien diese Importe verboten hatte. Es war eine Represalie wegen der Beschlagnahme des Aktienpaketes von Repsol bei YPF. Das wird jedoch von der WHO nicht zugelassen.

			***

			Zwischen dem dritten Quartal 2011 und dem gleichen Zeitabschnitt in diesem Jahr hat der private Bereich nur 9000 neue Arbeitsplätze geschaffen; ein Wachstum von nur 0,1%. Im öffentlichen Bereich wuchs dagegen die Arbeitsplatzbeschaffung um 4,1% von 1.46 auf 1.52 Mio. Arbeitsplätze. Diese neue Stellen wurden besonders in den Provinzen geschaffen. So lag das Wachstum dort bei 6,7%. Auf nationaler Ebene wurden 2,2% mehr staatliche Arbeitsplätze geschaffen. Die Stadt Buenos Aires bildete eine Ausnahme: hier gingen die städtischen Arbeitsplätze um 1,9% von 137.823 im dritten Quartal 2011 auf 135.176 dieses Jahr zurück.

			***

			Das durchschnittliche Arbeitseinkommen auf nationaler Ebene lag im dritten Quartal bei monatlich $ 5.796, 28,7% mehr als im gleichen Zeitraum im Jahr zuvor. Die Daten stammen aus dem Statistikamt INDEC. Demnach werden in der Provinz Santa Cruz die höchsten Löhne und Gehälter bezahlt: $ 11.578. Am unteren Ende der Skala, in der Provinz Santiago del Estero, liegt ein Durchschnittslohn bei $ 4.050. In der Bundeshauptstadt liegt ein Durchschnittslohn bei $ 6.652, und in der Provinz Buenos Aires bei $ 5.639.

			***

			Während die niedrigsten Einkommen mit $ 3.353 in der Landwirtschaft bezahlt werden, verdienen die Arbeiter im Bergbau mit durchschnittlich $ 18.044 am meisten. In der Mitte der Skala liegen die Industrie ($ 7.123), der Handel ($ 5.226) und die Bauwirtschaft ($ 5.129).

			***

			Auf monatlich 3% erhöht ab kommenden Monat das Steueramt der Provinz Buenos Aires, ARBA, die Zinsen für fällige Zahlungen. Liegt die Schuld in einer juristischen Instanz, so erhöhen sich die Zinsen auf monatlich 4%. ARBA unterschied bislang zwischen den Steuern auf Immobilien und Fahrzeuge, die 2% bezahlten, und den von den Steuerzahlern selbst angegebenen Steuern (Stempelsteuer, Bruttoumsatzsteuer und Erbschaftsteuer), die 3% an Zinsen zu bezahlen hatten.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Brasilien ist die Arbeitslosigkeit im November auf 4,9% der aktiven Bevölkerung zurückgegangen, berichtet das Institut für Geographie und Statistik. Es ist eine der niedrigsten jemals erreichten Raten, die nahe der strukturellen Arbeitslosigkeit liegt, die durch diejenigen gegeben ist, die ihren ersten Arbeitsplatz suchen oder ihre Arbeit wechseln. Bei einer einer BIP-Zunahme von 1%, erschien der Rückgang der Arbeitslosigkeit auffallend. Er ist einmal auf mehr zeitlich befristete Beschäftigte und dann auf weniger Arbeitssuchende unter den Arbeitslosen zurückzuführen. Im November waren in den städtischen Ballungszentren insgesamt 23,5 Mio. Menschen beschäftigt, 98.000 mehr als im Oktober und 634.000 mehr als im November 2011. 

			***

			Bolivien konnte die Agrarproduktion im Jahr 2012 um 22% gegenüber dem Vorjahr steigern. Die Zuckerrohrernte erreichte mit 6,4 Mio. T die höchste Zunahme, gefolgt von Sojabohne. 

			***

			Die Ratingagentur Standard & Poor’s besserte Chiles Rating um sieben Punkte auf AA- Chiles Wirtschaft ist zur Zeit widerstandskräftig, heisst es in der Begründung.

			***

			Die ZB von Venezuela weist für 2012 ein BIP-Wachstum von schätzungsweise 5,5% aus, gegen 4,2% im Vorjahr. Diese Berechnung ist jedoch mit Vorsicht zu geniessen. Auf alle Fälle vertuscht das Erdöl, das in grossen Mengen vorhanden und leicht zugänglich ist, und vorwiegend nach den USA exportiert wird (mit niedrigen Frachtkosten) die grossen Schwierigkeiten und Mängel der venezolanischen Wirtschaft, die mit den Verstaatlichungen von Präsident Chavez zugenommen haben.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Southern Cross

			Dieser Investitionsfonds, geleitet von Norberto Morita (ehemaliger Geschäftsführer des Bemberg-Konzerns), hat 78% des lokalen Schifffahrtunternehmens Ultrapetrol für u$s 220 Mio. gekauft. Die Firma ist nicht nur einer der wichtigsten Schifffahrtsunternehmen des Paraná-Flusses, sondern es betreibt ausserdem eine Werft, die Schlepper, flache Schiffe (“barcazas”) und Flussplattformen erzeugt und auch exportiert. Utrapetrol wurden Anfang der 90er Jahre gegründet (als günstige Bedingungen für die Flussschifffahrt geschaffen wurden, einschliesslich der Verpflichtung eines Prtivatunternehmens für die Vertriefung des Paraná-Flusses von der Stadt Santa Fe bis zum Río de la Plata. Der Jahrsumsatz liegt leicht über u$s 300 Mio. Der Fonds Southern Cross wurde 1998 gegründet, und hat zunächst die Firma Juncadella (Transport von Banknoten und Wertpapieren) gekauft, und auch die chilenische Bekleidungskette “La Polar”. Danach hat der Fonds auch das Erdölunternehmen “Compañía General de Combustibles” von der Soldati-Gruppe gekauft, plus mehrere Unternehmen in Chile.

			AngloGold

			Dieses südafrikanische Bergbauunternehmen investiert im kommenden Jahr in Produktion, Infrastruktur sowie in der Forschung $ 380 Mio. im bestehenden Bergbau von Cerro Vanguardia, in der Provinz Santa Cruz. Die Konzession von Cerro Vanguardia läuft 2023 ab, und befindet sich in den Händen von AngloGold, mit 92,5% , und der Gesellschaft Fomicruz mit 7,5%, die von der Provinz kontrolliert wird.

			ACA BIO

			Ab 2014 soll im Industriewerk dieses Unternehmens in Villa María, in der Provinz Córdoba, Bioethanol produziert werden. Aca Bio investiert dafür in den kommenden Monaten u$s 130 Mio. Zur Ethanolherstellung werden 40.000 t Mais u.a. Getreidearten verwendet.

			Hormigón Celular

			In der Provinz Chaco siedelt sich eine chinesische Gesellschaft mit dem Ziel an, eine Fabrik für Bausteine auf der Basis von Schaumbeton zu installieren, dessen Produktion ab kommenden August beginnen soll. Hinter diesem Vorhaben befindet sich die chinesische Firma Hormigón Celular. Schaumbeton verringert die Baukosten und verkürzt die Zeiten. Ausserdem sind diese Ziegelsteine feuer- sowie feuchtigkeitsresistenter als gewöhnliche Ziegelsteine. 

			IMPSA

			Dieses Unternehmen, das von Enrique Pescarmona kontrolliert wird, hat von der Tochter der Banco Nación, “Nación Fideicomisos” einen Kredit von bis zu u$s 100 Mio. erhalten, um den Windpark “Malaspina I” in Chubut, von 50 MW, zu finanzieren. Die Mittel stammen von der Banco Nación und der ebenfalls staatlichen BICE (Banco de Inversión y Comercio Exterior). Die vorgesehen Energieproduktion beträgt 200 MwSt jährlich.

			Aerolíneas Argentinas

			Der Geschäftsführer dieses Staatsunternehmens, Mariano Recalde, teilte am Donnerstag mit, in diesem Jahr seien schon 7 Mio. Passagiere transportiert worden, 16,3% mehr als im Vorjahr. Präsidentin Cristina Kirchner gratulierte Recalde in einer Fernsehansprache für diesen Erfolg, und sagte beiläufig, alle Luftfahrtunternehmen verlören Geld. Das stimmt jedoch nicht, wobei keine Gesellschaft, von denen die Geld verlieren, so hohe Verluste wie AA ausweist. Jeder Passagier wurde 2012 vom Staat mit $ 681 subventioniert, gegen $ 482 im Vorjahr. Insgesamt erreichen die Subventionen für AA 2012 $ 4,47 Mrd. (gleich u$s 971 Mio.). Die höchsten Subventionen entfallen auf Auslandsflüge. Vor einem Jahr hatte Planungsminister Julio de Vido ein Rationalisierungsprogramm angekündigt, mit Einschränkung von Flügen nach dem fernen Orient, die besonders kostspielig sind. Es geschah jedoch nichts. Bei AA und Austral wird weiter aus dem Vollen gewirtschaftet, mit hohen Investitionen zur Erweiterung und Erneuerung der Flotte, sowie Einstellung von Personal, obwohl die Belegschaft schon stark überhöht ist.
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			Die überhöhte Steuerlast als 
wesentlicher Bestandteil des “Modells”

			Die Steuerbelastung ist unter den Kirchner-Regierungen phänomenal gestiegen, ab Krisenjahr 2002 um ganze 76%, und gegenüber dem “normalen” Jahr 2000 um 63%. Dies bezieht sich auf die Summe nationaler und provinzieller Steuern im weiteren Sinn (einschliesslich Sozialabgaben und Gebühren) und um Gemeindesteuern, die formell als Gebühren (“tasas”) bezeichnet werden, bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt. Dies hat das Institut für Steueranalysen IARAF berechnet (Siehe AT vom 22.12.12). Wenn man berücksichtigt, dass das BIP sich ab 2002 etwa verdoppelt hat, dann ergibt sich, dass der Steuererlös ab 2000 um über 150% gestiegen ist, ohne die Inflation zu berücksichtigen. 

			Dieser erhöhte Steuerdruck gehört zum Wesen der Wirtschaftspolitik der Kirchners, genannt “das Modell”. Denn dieses beruht auf höheren Staatsausgaben, und im Prinzip ohne Defizit. Der Anteil des Staates am BIP ist ab 2002 von unter 30% auf 43% (laut Berechnung des Wirtschaftsforschungsinstiutes FIEL), also um fast 50%, erhöht worden, und das muss bezahlt werden. 

			Die Ausgabenzunahme im Einzelnen

			Die Zunahme hat konkrete Ursachen, die auf Regierungsentscheidungen zurückgehen. Halten wir fest:

			- Erhöhung der direkten Sozialausgaben. Das bezieht sich auf Verallgemeinerung des Pensionierungssystems, das jetzt über 95% der Personen umfasst, die das Rentenalter (65 Jahre bei Männern und 60 Jahre bei Frauen) überstiegen haben, gegen früher unter 65%, dann auch auf die Erhöhung der Mindestrenten weit über die Inflation hinaus, auf das Kindergeld (3,5 Mio. Fälle), auf verschiedene Sozialpläne für arme Familien und auch auf den Bau von Sozialwohnungen.

			-Starke Subvention der öffentlichen Dienste: elektrischer Strom, Gas, und städtischer Personentransport. Hier wird auch Sozialpolitik betrieben, da dies vornehmlich ärmere Menschen begünstigt. Allerdings profitieren dabei auch Wohlhabende davon.

			-Hohe Staatsinvestitionen. Der Staat hat dabei Privatinvestitionen verdrängt. Bei den öffentlichen Diensten (Strom, Gas, Wasser, Personentransport) entfiel gemäss den Konzessionsverträgen der 90er Jahre ein grosser Teil der Investitionen auf die privaten Betreiber. Jetzt hat sie der Staat übernommen. Bei den rückverstaatlichten Unternehmen, an erster Stelle dem Wasserversorger “Aguas Argentinas”, der jetzt AYSA heisst, und Aerolineas Argentinas, wurden die Investitionen zudem sehr stark erhöht, alles auf Kosten des Staates. Abgesehen davon hat der Staat auch bei Infrastruktur die Investitionen stark erhöht.

			-Es wurden auch neue Staatsunternehmen geschaffen, die vom Staat hohe Beträge für Investitionen und Finanzierung von Betriebsverlusten kosten. Das bezieht an erster Stelle auf das Energieunternehmen ENARSA, das hohe Summen beansprucht, aber keinen vernünftigen Sinn hat, zumal die Erdölausbeutung auf dem (argentinischen) Meeresgrund, bei der dieses Unternehmen die Konzession hat, überhaupt nicht fotgeschritten ist. Hinzu kommt dann noch das Satellitenunternehmen AR-Sat und jetzt auch das staatliches Mobiltelefonunternehmen Libre, das schlicht überflüssig ist. Die Staatsunternehmen haben hohe Verluste, die vom Staat gedeckt werden. Hinzu kommt dann noch der Zuschuss an privat betriebene Unternehmen von öffentlichen Diensten, bei denen die Tarife sehr niedrig gehalten werden.

			-Ab 2002 wurden an die Million zusätzliche Beamte beim Staat (in seinen drei Stufen, Nation, Provinzen und Gemeinden) eingestellt. Dadurch wurde die anormal hohe Arbeitslosigkeit vertuscht. Das wurde zum geringsten Teil durch den natürlichen Abgang der bestehenden Beamtenschaft ausgeglichen (durch Pensionierung, Tod, Entlassung oder Übergang auf die Privatwirtschaft). Dennoch nahm die Zahl der Beamten netto um über 40% zu, wobei jedoch immer noch Polizisten, Krankenschwestern u.a. fehlen. Der staatliche Bereich hatte schon 2002 viel zu viele Beamten, und jetzt besteht ein grosser Überschuss, der überhaupt keinen Sinn hat. Hinzu kommt noch, dass Mitglieder der regierungstreuen Gruppe “La Cámpora” viele gute bezahlte Posten im Staat erhielten, und auch sonst politische Freunde mit hohen Gehältern eingestellt wurden.

			-Schliesslich wird sehr viel Geld für politische Zwecke vergeudet. Das bezieht sich auf die Fernsehsendungen der Fussballspiele (“Futbol para todos”), auf die Finanzierung staatseigener oder regierungsfreundlicher Medien, wie der Fernsehkanal 7 (und besonders das absurde Programm 678), die Zeitungen “El Argentino”, “Tiempo Argentino”, “Página/12” und “Infobae”, eventuell auch noch andere, und auf Zeitschriften wie “Veintitres” und Rundfunksender. Der Betrag für staatliche Werbung wurde unter den Kirchners vervielfacht, jedoch bei den traditionellen Zeitungen “Clarín” und “La Nación” (und auch beim Argentinischen Tageblatt) brutal verringert. Die Bevölkerung wird also nicht über diejenigen Medien informiert, die die meisten Leser haben, sondern über solche, die kaum jemand liest oder anschaut. Nebenbei bemerkt: die englische Zeitung, der “Buenos Aires” erhält viele Staatsanzeigen. Warum wird die englischsprechende Gemeinschaft vor der deutschssprechenden bevorzugt?

			-Die Vergeudung umfasst auch öffentliche Veranstaltungen, wie die, die auf der Plaza de Mayo vor zwei Wochen stattfand, bei der auch Sänger wie Fito Paez (für u$s 100.000) verpflichtet wurden. Die Vergeudung beginnt eigentlich mit Präsidentin Cristina Kirchner selbst und ihren teuren Reisen, wobei sie auch grosse Flugzeuge verwendet, um sich nach ihrem Feriensitz in Calafate, Provinz Santa Cruz, zu begeben. Mit einem kleineren Flugzeug, das viel weniger Brennstoff verbraucht, wäre es auch getan. Ebenfalls hat sie sich in New York, und vorher in Paris, bei ihren letzten Besuchen in besonders teuren Luxushotels niedergelassen, die normalerweise nur arabische Scheichs verwenden (aber z.B. Angela Merkel gewiss nicht). Wenn das Beispiel von ganz oben kommt, kann man nicht erwarten, dass sich die Beamten allgemein sparsam verhalten. 

			Die Regierung rechtfertigt die hohen Staatsausgaben grundsätzlich mit dem Hinweis auf die erhöhten Sozialausgaben. Doch die Kritiker weisen darauf hin, dass dennoch der Anteil der Armen und Elenden an der Bevölkerung sehr hoch ist und mit dem vielen Geld bestimmt mehr hätte getan werden können. Leider wird eben bei Sozialausgaben nicht in den Kategorien “Effizienz” und “Prioritäten” gedacht, so dass viel Geld vergeudet oder einfach nicht richtig eingesetzt wird. Aber auch wenn man sich auf den Standpunkt stellt, dass die Sozialausgaben gesamthaft hoch bleiben müssen, lässt sich sonst beim Staat gewiss viel sparen. Im Prinzip sind Staatsunternehmen mit einer erweiterten Sozialpolitik unvereinbar, weil sie hohe Mittel beanspruchen, um ihre Ineffizienz zu finanzieren. Und wenn auch Infrastrukturprojekte über Konzessionen an Privatunternehmen vergeben würden, so würden sie bestimmt schneller, besser und unverhältnismässig billiger durchgeführt werden. Auch wenn sie der Staat finanziert, spart er bei privater Durchführung und Betreibung (was besonders Instandhaltung betrifft) viel Geld. Der Beamtenstab könnte auch ohne grosse Schwierigkeiten abgebaut werden, wenn die Beschäftigung im privaten Bereich gefördert würde, was jedoch nicht der Fall ist. Die Staatsausgaben können somit stark verringert werden, ohne dass dies die Sozialpolitik beeinträchtigt, die auch ohne Zusatzkosten verbessert werden kann.

			Einkommensumverteilung über Steuern

			Das Grundkonzept dieser Politik besteht darin, dass die höhere Steuerlast vornehmlich von den Wohlhabenden getragen wird. In der Tat ist die Belastung der oberen Bevölkerungsgruppen stark gestiegen, einmal weil keine Inflationsberichtigung der Steuerbilanzen besteht, so dass der Prozentsatz von 35% auf den Gewinn auf 50% und mehr steigt, wenn man ihn auf den echten Gewinn bezieht. Ebenfalls führt die nominelle Beibehaltung der progressiven Skala bei der Einkommenssteuer dazu, dass der durchschnittliche Satz bei relativ höheren Einkommen stark gestiegen ist. Und dann kommt noch die Vermögenssteuer hinzu (Steuer auf persönliche Güter), die es in den fortgeschrittenen Staaten allgemein nicht gibt, bei der das Minimum, ab dem die Steuer auf das gesamte Vermögen berechnet wird, seit Jahren unverändert geblieben ist. Für höhere Einkommen ist somit die effektive Steuerlast jetzt höher als in den USA und den meisten anderen Staaten. Schliesslich kommt noch die brutale Erhöhung der Immobiliensteuer für gute Wohnungen in der Umgebung von Buenos Aires hinzu. Wenn linke Gruppen und Gewerkschafter behaupten, die Reichen würden nur wenig besteuert, so stimmt das nur für diejenigen, die Steuern in grösserem Ausmass hinterziehen, wobei die hohe Steuerbelastung die Hinterziehung und auch die Kapitalflucht fördert. 

			Immer wieder wird darauf hingewiesen, dass die Bankzinsen steuerfrei seien, was als ungerecht empfunden wird. Doch die Bankzinsen sind seit langem in Argentinien real negativ, da sie die Inflation nicht ausgleichen. Es hat somit keinen Sinn, sie noch zu besteuern. Abgesehen davon würden die ohnehin schon (im Verhältnis zum BIP) geringen Depositen der Banken noch mehr abnehmen, was eine rezessive Wirkung hätte. Zinsen ausserhalb der Banken sind nicht steuerfrei; aber die Gewinnsteuer wird bei nicht eingetragenen Finanzanstalten (die theoretisch nur ihr eigenes Kapital ausleihen) weitgehend hinterzogen. Und das ist ein anderes Problem. 

			Die Politik der hohen Steuerbelastung ist prinzipiell mittelstandsfeindlich, da sie gegen den sozialen Aufstieg wirkt. Das fängt damit an, dass jetzt eine zunehmende Zahl von Arbeitnehmern von der Gerwinnsteuer erfasst wird, geht dann mit dem kurzen Sprung vom steuerfreien Minimum zum Höchstsatz von 35% weiter und schliesst mit der zunehmenden Erfassung relative bescheidener Vermögen durch die Steuer auf persönliche Güter. Besser bezahlte Beamte von Unternehmen zahlen jetzt einen Satz auf ihr Einkommen, der etwa doppelt so hoch wie in den 90er Jahren ist. Die Rebellion des Mittelstandes, die bei den Kundgebungen von 13. September und 8. November sichtbar wurde, ist auch eine Reaktion auf den stark gestiegenen Steuerdruck auf diese Bevölkerungsschicht zu verstehen. 

			Der soziale Aufstieg gehört zum Wesen einer modernen Gesellschaft und entschärft den Gegensatz zwischen arm und reich. Diese Tendenz sollte gefördert und nicht behindert werden, wie es jetzt der Fall ist. Ein grosser Teil der immer noch bestehenden aufstrebenden sozialen Mobilität besteht gegenwärtig auf der Steuerhinterziehung, die besonders bei selbstständig Tätigen und bei wenig kontrollierbaren Kleinbetrieben hoch ist. Bei denen, die im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten, besonders in organisierten grossen und mittleren Unternehmen, ist die Hinterziehungsmöglichkeit sehr gering, wobei sie in den letzten Jahren dank Informatik beim Steueramt noch geringer geworden ist. Diese Sachlage verleiht dem Steuersystem einen Anstrich von besonderer Ungerechtigkeit. Wobei jetzt noch hinzukommt, das sich viele Leute bereichern, weil sie mit dem Kirchner-Staat gute Geschäfte machen. Es fällt auf, dass Regierungs- und Oppositionspolitiker ständig von Einkommensumverteilung sprechen, aber die soziale Mobilität kaum erwähnen, die ein prioritäres soziales Ziel sein muss, das jedoch mit dem der Umverteilung des Volkseinkommens in vielen Aspekten im Widerspruch steht. 

			Bei hoher Steuerlast ist es unvermeidlich, dass allerlei Verzerrungen eintreten oder so gross werden, dass sie unhaltbar sind und sich immer stärker als wachstumshemmend auswirken. Dies bezieht sich an erster Stelle auf die provinzielle Bruttoumsatzsteuer, die dieses Jahr überall erhöht wurde, dann auf darauf, dass die Inflation bei Steuerbilanzen, und bei natürlichen Personen sowohl beim steuerfreien Minimum wie bei der Steuerskala, zu einer kalten Steuererhöhung führt. Aber auch die Schecksteuer und die Exportzölle wirken verzerrend. Wenn man jedoch in all diesen Fällen zumindest versuchen würde, die verzerrende Wirkung zu entschärfen, dann kostet dies den Fiskus viel Geld. Schon jetzt fehlen bei einer Staatsquote von 43% und einer Steuerbelastung von 37% des BIP 6 Prozentpunkte, deren Finanzierung immer schwieriger wird. Das Problem lässt sich eben nur lösen, wenn die Staatsquote stark zurückgeht. Und das ist effektiv möglich, aber gewiss nicht bei dieser Regierung.
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			Die Beschlagnahme des Geländes 
der “Sociedad Rural Argentina” in Palermo

			Zu einem Zeitpunkt, in dem das Problem der mangelnden Rechtssicherheit krass aufgetreten ist und zu allerlei Problemen geführt hat, die nur durch eine Rückkehr zum Rechtsstaat gelöst werden können, hat die Regierung einen weiteren Schritt in Richtung Staatswirtschaft und Missachtung der legalen Ordnung getroffen. Das entspricht dem Kirchner-Prinzip, den eingegangen Weg zu vertiefen. Nach dieser Auffassung entstehen die Probleme nicht, weil die Rechtsordnung auf breiter Front grob verletzt wird und der Staat überall vordringt, sondern weil nicht genug in dieser Hinsicht getan wurde.

			In diesem Sinn kündigte Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina am Donnerstag der Vorwoche ein Dekret an, durch das ein Dekret aus dem Jahr 1991 annulliert wird, das den Verkauf des Geländes von 12 ha im Stadtteil Palermo an den landwirtschaftlichen Verband “Sociedad Rural Argentina” (SRA) verfügte, der traditionell dort die jährliche Ausstellung veranstaltete. Das Dekret stützt sich grundsätzlich auf das Argument, dass der Verkauf zu einem Schleuderpreis erfolgt sei. In diesen Sinn wurden gleichzeitig die damals verantwortlichen Beamten, angefangen mit dem Wirtschaftsminister Domingo Cavallo, vor der Justiz angeklagt. Eigenartig dabei ist, das Präsident Carlos Menem, der das Verkaufsdekret unterzeichnet hat, nicht angeklagt wurde. Das ganze Justizverfahren hat keine Grundlage und wäre auf alle Fälle verjährt. Der Verkaufspreis wurde damals von verschiedenen Amtsstellen objektiv ermittelt und in zwei Jahrzehnten nicht beanstandet.

			Eine Annullierung nach fast 22 Jahren ist rein juristisch nicht zulässig. Gesetze und Dekrete können nur annulliert werden, wenn sie der Verfassung widersprechen. Das muss kurzfristig erfolgen und vom Obersten Gerichtshof (und nur von diesem) entschieden werden. Doch die Kirchners denken anders; schon 2003 hat Néstor Kirchner die Gesetze über Gehorsamspficht und Schlusspunkt vom Jahr 1987 durch den Kongress zuerst und danach durch den Obersten Gerichtsthof annullieren lassen, zu welchem Zweck auch Mitglieder desselben (die nicht bereit waren, die rechtswidrige Annullierung zu verfügen) unter fadenscheinigen Argumenten ihres Amtes enthoben wurden. Der Oberste Gerichtshof hatte in den 90er Jahren schon entschieden, dass jene Gesetze (die vorher schon ausser Kraft gesetzt worden waren, so dass sie eine zeitlich beschränkte Gültigkeit hatten) verfassungskonform waren, was eine neue Behandlung des Themas ausschloss. “Non bis in idem” (“nicht zwei Mal das Gleiche”) heisst es schon im römischen Recht. Verfassungsrechtler haben darauf hingewiesen, dass die Enteignung des Grundstücks in Palermo gemäss Verfassung vom Parlament (per Gesetz) verfügt werden muss, wobei das Grundstück dabei zunächst von “öffentlichem Nutzen” erklärt und vor der staatlichen Übernahme bezahlt werden muss. 

			Die “Sociedad Rural Argentina”, die 1866 gegründet wurde, hat auf jenem Gelände seit 1876 die jährliche Ausstellung in Palermo durchgeführt, wo ihr die Regierung 12 Hektar durch Konzession zur Verfügung stellte. Dieses Jahr war es Ausstellung Nummer 126. Ursprünglich waren es nur Rinder, Schafe, Pferde, Schweine u.a. Tiere. Mit der Zeit, und besonders in den letzten Jahrzehnten, wurden gleichzeitig immer mehr industrielle Güter für die Landwirtschaft ausgestellt: Traktoren, Kleinlaster, Düngemittel u.s.w., und dann auch allerlei dauerhafte Konsumgüter. Bei der Ausstellung ging es besonders um Stiere der einzenen Rassen, die versteigert wurden. Doch im Wesen handelte es sich darum, die Landwirtschaft auch dem städtischen Publikum nahe zu bringen. Die Ausstellung der “Rural” wurde zu einem Spaziergang für viele Menschen.

			Die SRA hat sich von Anfang an vornehmlich mit der Erneuerung und Verbesserung der Rinderrassen befasst. Mitte des 19. Jahrhunderts setzte sich der Rinderbestand fast ausschliesslich aus der lokalen Rasse zusammen, die sich im Laufe von fast drei Jahrhunderten auf Grund der Rinder gebildet hatte, die die Spanier im 16. Jahrhundert ins Land brachten, die sich dann explosiv vermehrten, umso mehr als es in dieser Gegend kaum wilde Tiere gibt, die die Rinder angreifen. Diese Rinder waren jedoch verwildert, also gross, knochig und mit grossen Hörnern versehen. Mitte des 19. Jahrhunderts merkten dann fortgeschrittene Landwirte, dass die britischen Rassen (Shorton, Hereford, Aberdeen Angus u.a.) viel produktiver waren, also im Endeffekt mehr Fleisch pro Hektar und pro Jahr ergaben. Sie brachten Tiere dieser Rassen nach Argentinien und bemühten sich darum, dass die Landwirte nach und nach ihre Herden von “criollo-Rindern” durch solche der neuen Rassen ersetzten. Heute würden wir von einem “technologischen Sprung” reden, bei dem die SRA eine entscheidende Rolle gespielt hat. Später hat sich der Verband mit ungefähr allen Problemen der Landwirtschaft befasst, hat die Interessen der Landwirte vertreten und ist dabei immer für den technologischen Fortschritt eingetreten, dem Argentinien gegenwärtig Rekordernten von Getreide und Ölsaat verdankt, die etwa vier Mal so hoch sind, wie vor einem halben Jahrhundert.

			Der Übergang von der Konzession des Palermo-Geländes, die jeweils fast automatisch erneuert wurde, auf das Eigentum, hängt damit zusammen, dass auf dem Grundstück viel investiert werden musste, was ohne den Besitz nicht möglich war. Ab 1991 wurden effektiv an die u$s 100 Mio. investiert, um die Anlagen für Ausstellungen zu erweitern und modernisieren. Ausser der jährlichen Ausstellung der SRA wurden immer mehr andere Veranstaltungen und Ausstellungen dort durchgeführt. Die Rinderausstellung findet nur während zwei Wochen pro Jahr statt, wobei man eventuell noch weitere zwei für Vorbereitungen hinzufügen kann. Es hat keinen Sinn, dass das Gelände dann 11 Monate leer ist. In der Tat finden ab 1991 immer mehr andere Ausstellungen statt, wobei die jährliche Buchausstellung sogar mehr Besucher anzieht, als die der SRA.

			Der Verkauf an die SRA erfolgte zu einem Preis von u$s 30 Mio., der jetzt als viel zu niedrig angesehen wird. Die Regierung weist auf eine Schätzung des Amtes für Immobilienbewertungen (“Tribunal de Tasaciones”) hin, die angeblich über u$s 60 Mio. liegt. In Wirklichkeit liegt der Fall so, dass bei freier Verwendungsmöglichkeit des Geländes, also besonders für den Bau von Hochhäusern, der Wert bei gut u$s 300 Mio. liegen könnte. Doch das wäre für die Stadt gewiss nicht vorteilhaft, da dann die ganze Gegend um “Plaza Italia” verstopft wäre. Die Stadt braucht mehr Luft, also Parkplätze und wenig bebaute Plätze. Wenn jedoch das Grundstück mit der Auflage verkauft wird, es nur für Ausstellungen und Veranstaltungen zu verwenden, und auch die traditionellen Gebäude zu erhalten (die als “historisch wertvoll” eingestuft wurden) dann sinkt der Wert erheblich, und auch u$s 30 Mio. wären schon viel.

			Die SRA hat sich nach dem Kauf einen finanzkräftigen Partner gesucht, um das Gelände auszubauen, so dass es ständig verwendet wird. Somit wurde die Aktiengesellschaft La Rural S.A. gebildet, die zu je 50% der SRA und einer anderen Gruppe gehört. Dieser Anteil gehörte ursprünglich einer US-Firma, die dann Schwierigkeiten mit den Nachbarn hatte, als sie an einem Teil des Grundstücks auch ein Kino errichten wollte. Somit verkaufte sie an den Unternehmer (und Politiker) Francisco de Narvaez, der vor kurzem zu gleichen Teilen (je 25%) an Fenix Entertainment Group und Alto Palermo (vom IRSA-Konzern von Eduardo Elzstain) weiter verkaufte. 

			Die Regierung hat nicht geklärt, wie der Fall weitergeht. Zunächst reichen die Geschädigten (SRA und Partner) Klage vor Gericht ein. Voraussichtlich bleibt es dann durch eine gerichtliche Verfügung beim Status quo. Angenommen der Staat erhält schliesslich das Grundstück (was fragwürdig ist), muss entschieden werden, ob er es der SRA u.a. vermietet, damit sie ihre Ausstellungen weiter vollziehen können, oder es für einen anderen Zweck einsetzt. Es heisst, die Regierung will die Ausstellung Tecnópolis (die sich nördlich der Bundeshauptstadt im Bezirk Villa Martelli befindet) dorthin verlegen. Das könnte jedoch auch ohne Enteignung während der Monate erfolgen, in denen keine Rinderausstellung stattfindet. Auf alle Fälle hatte die Enteignung keinen vernünftigen Sinn, da hier ein Problem geschaffen wird, wo es keines gibt.

			

		

	